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316. Kundmachung: Ratifikation der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten und des Zusatzprotokolls durch Zypern.

3 1 7 . Kundmachung: Erklärungen der Signatarstaaten der Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten.

3 1 8 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Welturheberrechtsabkommen und
seinen Zusatzprotokollen Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3.

3 1 9 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über den Luftverkehr.

3 2 0 . Vereinbarung zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
über den Verzicht auf die Beglaubigung und über den Austausch von Per-
sonenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaffung von
Ehefahigkeitszeugnissen.

321. Deklaration betreffend Verlängerung der Stillhalte-Bestimmungen des Artikels XVI Absatz 4
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens.

3 2 2 . Deklaration betreffend Wirksamwerden der Bestimmungen des Artikels XVI Absatz 4 des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens.

3 1 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. November 1962, betreffend die Rati-
fikation der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten und des

Zusatzprotokolls durch Zypern.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Eu-
roparates hat Zypern am 6. Oktober 1962 seine
Ratifikationsurkunde zur Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
und zum Zusatzprotokoll, BGBl. Nr. 210/1958,
hinterlegt.

Die Konvention und das Zusatzprotokoll sind
für Zypern am 6. Oktober 1962 in Kraft ge-
treten.

Gorbach

3 1 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. November 1962 über Erklärungen
der Signatarstaaten der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-

heiten.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende Staaten Erklärungen
nach Artikel 25 und 46 der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
BGBl. Nr. 210/1958, abgegeben:

Nach Artikel 25:
Belgien, für die Dauer von 5 Jahren, beginnend

mit 30. Juni 1959;

Bundesrepublik Deutschland, für die Dauer von
5 Jahren, beginnend mit 1. Juli 1961;

Dänemark, für die Dauer von 5 Jahren, begin-
nend mit 7. April 1962;

Irland, unbefristet;
Island, bis auf Widerruf;
Luxemburg, für die Dauer von 5 Jahren, be-

ginnend mit 28. April 1961;
Niederlande, bis zum 31. August 1964;
Norwegen, für die Dauer von 2 Jahren, begin-

nend mit 9. Dezember 1961;
Österreich, für die Dauer von 3 Jahren, be-

ginnend mit 3. September 1961;
Schweden, unbefristet.

Nach Artikel 46:
Belgien, für die Dauer von 5 Jahren, beginnend

mit 29. Juni 1960;
Bundesrepublik Deutschland, für die Dauer von

5 Jahren, beginnend mit 1. Juli 1961;
Dänemark, für die Dauer von 5 Jahren, begin-

nend mit 7. April 1962;
Irland, bis auf Widerruf;
Island, für die Dauer von 3 Jahren, beginnend

mit 19. September 1961;
Luxemburg, für die Dauer von 5 Jahren, begin-

nend mit 28. April 1961;
Niederlande, für die Dauer von 5 Jahren, be-

ginnend mit 31. August 1959;
Österreich, für die Dauer von 3 Jahren, be-

ginnend mit 3. September 1961.

Gorbach
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3 1 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 30. November 1962, betreffend weitere
Ratifikationen und Beitritte zum Weltur-
heberrechtsabkommen vom 6. September
1952 und seinen Zusatzprotokollen Nr. 1,

Nr. 2 und Nr. 3.

Nach Mitteilung des Generaldirektors der
UNESCO haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden beziehungsweise Beitritts-
urkunden zum Welturheberrechtsabkommen und
seinen Zusatzprotokollen, BGBl. Nr. 108/1957,
hinterlegt:

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat am
29. November 1961 gemäß Artikel XIII dieses
Abkommens erklärt, daß es auf die Insel Man,
die Fidschi-Inseln, Gibraltar und Sarawak an-
wendbar ist; diese Erklärung ist am 1. März 1962
wirksam geworden.

Gorbach

319.

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu-

blik über den Luftverkehr

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik haben, von dem Wunsch geleitet,
zum Zweck der Förderung des beiderseitigen
Luftverkehrs und der Errichtung von Fluglinien
zwischen den Gebieten beider Staaten und dar-
über hinaus ein Abkommen abzuschließen,
folgendes vereinbart:

A r t i k e l 1
Definition

(J) Für die Anwendung des vorliegenden Ab-
kommens und dessen Annex haben die folgenden
Ausdrücke nachstehende Bedeutung:

a) „Luftfahrtbehörden" bedeutet österreichi-
scherseits das Bundesministerium für Ver-
kehr und Elektrizitätswirtschaft als Ober-
ste Zivilluftfahrtbehörde und tschechoslo-
wakischerseits das Ministerium für Ver-
kehr und Nachrichtenwesen, Sektion Luft-
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fahrt, oder in beiden Fällen irgendeine
andere Behörde, die zur Ausübung der
gegenwärtig von diesen Behörden ausge-
übten Funktionen berechtigt ist;

b) „Namhaft gemachtes Fluglinienunterneh-
men" bedeutet das Fluglinienunterneh-
men, das einer der Vertragschließenden
Teile durch schriftliche Benachrichtigung
dem anderen Vertragschließenden Teile
gemäß Artikel 3 dieses Abkommens als
Fluglinienunternehmen namhaft gemacht
hat, welches die internationalen Fluglinien
auf den im Anhang zum vorliegenden Ab-
kommen festgelegten Strecken zu befliegen
hat.

c) Die Ausdrücke „Gebiet", „Fluglinien",
„internationale Fluglinien" und „nichtge-
werbsmäßige Landungen" haben in Anwen-
dung des vorliegenden Abkommens die in
Artikel 2 und 96 des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt bezeichnete Be-
deutung.

A r t i k e l 2
Flugverkehrsrechte

(1) Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die im vorlie-
genden Abkommen umschriebenen Rechte zum
Zwecke der Errichtung regelmäßiger internatio-
naler Fluglinien auf den im Anhang zum vorlie-
genden Abkommen festgelegten Flugstrecken.
In der Folge werden diese Fluglinien und Flug-
strecken „vereinbarte Fluglinien" bzw. „festge-
legte Flugstrecken" genannt. Die von jedem Ver-
tragschließenden Teil namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen genießen während des Be-
triebes einer vereinbarten Fluglinie auf einer
festgelegten Flugstrecke folgende Rechte:

a) das Gebiet des anderen Vertragschließen-
den Teiles ohne Landung zu überfliegen;

b) im genannten Gebiet Landungen zu nicht-
gewerbsmäßigen Zwecken durchzuführen;

c) im genannten Gebiet an den im Anhang
zum vorliegenden Abkommen für diese
Strecke festgelegten Punkten zu landen,
um im Rahmen des internationalen Luft-
verkehrs Fluggäste, Fracht und Post mit
allen Flugverkehrsrechten abzusetzen oder
aufzunehmen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 lit. a und
lit. b sind so auszulegen, daß dadurch die aus der
Vereinbarung über den Durchflug im internatio-
nalen Fluglinienverkehr hervorgehenden Rechte
und Pflichten nicht nur auf die im Anhang zum
vorliegenden Abkommen angeführten verein-
barten Fluglinien beschränkt werden.

A r t i k e l 3

Erteilung der Bewilligungen
(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das

Recht, dem anderen Vertragschließenden Teil ein
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Fluglinienunternehmen für den Betrieb der ver-
einbarten Fluglinien auf den festgelegten Flug-
strecken schriftlich namhaft zu machen.

(2) Nach Erhalt der Namhaftmachung hat der
andere Vertragschließende Teil vorbehaltlich der
Bestimmungen der Absätze 3 und 4 dieses Artikels
dem namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
unverzüglich die entsprechende Bewilligung zu
erteilen.

(3) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, durch schriftliche Benachrichtigung des
anderen Vertragschließenden Teiles die Nam-
haftmachung eines Fluglinienunternehmens zu-
rückzuziehen und ein anderes Fluglinienunter-
nehmen namhaft zu machen.

(4) Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschlie-
ßenden Teiles können von einem durch den an-
deren Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, den Anforde-
rungen jener Gesetze und Verordnungen zu ent-
sprechen, die von diesen Luftfahrtbehörden nor-
malerweise gemäß den Bestimmungen des Ab-
kommens auf den Betrieb von internationalen
Fluglinien angewendet werden.

(5) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, die Erteilung der in Absatz 2 dieses Ar-
tikels bezeichneten Bewilligung zu verweigern
oder dem Fluglinienunternehmen für die Aus-
übung der in Artikel 2 bezeichneten Rechte die
von ihm erforderlich erachteten Bedingungen
aufzuerlegen, wenn ihm nicht nachgewiesen
wird, daß ein wesentlicher Teil des Eigentums
und die tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem Vertragschließenden Teil,
der das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht
hat, oder seinen Staatsangehörigen liegen.

(6) Ein auf diese Weise namhaft gemachtes und
zugelassenes Fluglinienunternehmen kann jeder-
zeit den Betrieb der vereinbarten Fluglinien auf-
nehmen, vorausgesetzt, daß ein gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 11 des vorliegenden
Abkommens erstellter Tarif in bezug auf diese
Fluglinie in Kraft gesetzt ist.

A r t i k e l 4
Kapazitätsregelung

Die von den namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen zum Zwecke des Betriebes der ver-
einbarten Fluglinien angebotene Kapazität soll
der Beförderungsnachfrage entsprechen und in
bezug auf die gemeinsam betriebenen Fluglinien
von den beiden namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen einvernehmlich festgelegt werden;
solche Vereinbarungen bedürfen der Bewilligung
der Luftfahrtbehörden beider Vertragschließender
Teile.

A r t i k e l 5

Bewilligung von Flugplänen

Das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
jedes Vertragschließenden Teiles soll zum Zweck
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der Bewilligung der Luftfahrtbehörde des ande-
ren Vertragschließenden Teiles die Flugpläne
nicht später als 30 Tage vor ihrem Inkrafttreten
bekanntgeben.

A r t i k e l 6

Widerruf einer erteilten Bewilligung und Unter-
sagung der Ausübung

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, eine erteilte Bewilligung zu widerrufen
oder einem vom anderen Vertragschließenden
Teil namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
die Ausübung der in Artikel 2 des vorliegenden
Abkommens umschriebenen Rechte zu unter-
sagen oder ihm die zur Ausübung dieser Rechte
für notwendig erachteten Bedingungen aufzuer-
legen:

a) wenn ihm nicht nachgewiesen wird, daß
ein wesentlicher Teil des Eigentums und
die tatsächliche Kontrolle dieses Fluglinien-
unternehmens bei dem Vertragschließen-
den Teil, der das Fluglinienunternehmen
namhaft gemacht hat, oder seinen Staats-
angehörigen liegen,

b) wenn dieses Fluglinienunternehmen es
unterläßt, die Gesetze und Verordnungen
des Vertragschließenden Teiles, der diese
Rechte gewährt, zu befolgen,

c) wenn das Fluglinienunternehmen es in
anderer Weise unterläßt, den Betrieb ge-
mäß den im vorliegenden Abkommen vor-
geschriebenen Bedingungen durchzuführen.

(2) Falls kein sofortiger Widerruf einer erteil-
ten Bewilligung, keine sofortige Untersagung der
Ausübung der Rechte sowie keine sofortige
Aufhebung oder Auferlegung der in Absatz 1
dieses Artikels erwähnten Bedingungen erforder-
lich ist, um weitere Verstöße gegen Gesetze oder
Verordnungen zu verhindern, soll dieses Recht
erst nach Fühlungnahme mit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil ausgeübt werden.

A r t i k e l 7

Zölle und andere Abgaben

(1) Die von dem namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen beider Vertragschließender
Teile auf internationalen Fluglinien verwendeten
Luftfahrzeuge sowie deren gewöhnliche Aus-
rüstung, Ersatzteile, Kraft- und Schmierstoffvor-
räte und Bordvorräte (einschließlich Nahrungs-
mittel, Getränke und Tabak) sind bei Ankunft
in dem Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles Von allen Zöllen, Untersuchungsgebühren
und anderen Abgaben befreit, vorausgesetzt, daß
die Ausrüstung und Vorräte bis zur Wiederaus-
fuhr an Bord des Luftfahrzeuges verbleiben.

(2) Die im folgenden in den Absätzen a, b und
c angeführten Gegenstände genießen hinsichtlich
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der Zoll- sowie ähnlichen Abgaben und Gebüh-
ren eine nicht minder günstige Behandlung als
jene, die den Unternehmen des meistbegünstig-
ten Staates gewährt werden.

a) Bordvorräte, die in dem Gebiet eines Ver-
tragschließenden Teiles an Bord genommen
werden, innerhalb der durch die Behörden
des genannten Vertragschließenden Teiles
festgelegten Grenzen, zur Verwendung an
Bord eines auf einer festgelegten Flug-
strecke des anderen Vertragschließenden
Teiles eingesetzten Luftfahrzeuges;

b) die gewöhnliche Ausrüstung und Ersatz-
teile, die zur Wartung oder Reparatur von
Luftfahrzeugen, die von dem namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen des an-
deren Vertragschließenden Teiles auf einer
festgelegten Flugstrecke verwendet werden,
in das Gebiet eines Vertragschließenden
Teiles eingeführt werden;

c) Kraft- und Schmierstoffe, die als Vorrat
für Luftfahrzeuge, die von dem namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen des an-
deren Vertragschließenden Teiles auf inter-
nationalen Fluglinien verwendet werden,
bestimmt sind, selbst wenn diese Vorräte
auf dem Flug über dem Gebiet jenes Ver-
tragschließenden Teiles, auf dessen Gebiet
sie an Bord genommen wurden, verbraucht
wurden.

Es kann verlangt werden, daß die in den Ab-
sätzen a, b und c genannten Gegenstände unter
Zollaufsicht verbleiben.

(3) Brennstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, ge-
wöhnliche Ausrüstung und Bordvorräte, die zum
Zweck des Betriebes der vereinbarten Fluglinien
verwendet werden, können auf den Flughäfen,
die von den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen bedient werden, gelagert werden.

(4) Die gewöhnliche Bodenausrüstung sowie die
an Bord des Luftfahrzeuges eines Vertragschlie-
ßenden Teiles verbleibenden Gegenstände und
Vorräte dürfen im Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles nur mit Zustimmung der
Zollbehörden dieses Gebietes ausgeladen werden.
In einem solchen Fall können sie bis zur Wieder-
ausfuhr oder anderweitigen Verfügung gemäß
den Zollvorschriften unter Aufsicht der genann-
ten Behörden gestellt werden.

A r t i k e l 8

Flughafen- und ähnliche Gebühren

Jeder Vertragschließende Teil ist berechtigt,
für die Benützung von Flughäfen und anderen
Einrichtungen angemessene Gebühren einzu-
heben oder deren Einhebung zu gestatten, vor-
ausgesetzt, daß diese Gebühren nicht höher sind
als jene, die von einem anderen Fluglinienunter-
nehmen gezahlt werden, das ähnliche internatio-
nale Fluglinien betreibt.
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A r t i k e l 9

Befreiung von Steuern

Die Luftfahrtunternehmen des einen Vertrag-
schließenden Teiles werden im Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teiles nach Maßgabe der
innerstaatlichen Vorschriften dieses Staates von
den Steuern vom Einkommen, Ertrag, Vermögen
und von der Lohnsumme, sowie von gleich-
artigen Steuern, die im Gebiete dieses Vertrag-
schließenden Teiles in Zukunft eingeführt wer-
den, befreit werden. Diese Befreiung wird jedoch
nur für Tätigkeiten gelten, die unmittelbar mit
dem Luftfahrtbetrieb und dem Zubringerdienst
zusammenhängen.

A r t i k e l 10

Direkter Transitverkehr

Passagiere, die das Gebiet eines Vertragschlie-
ßenden Teiles durchfliegen, werden nur einer
sehr vereinfachten Zollkontrolle unterzogen. Ge-
päck und Fracht im direkten Transitverkehr
sind von Zöllen und anderen ähnlichen Abgaben
befreit.

A r t i k e l 1 1

Beförderungstarife

(1) Die von den Fluglinienunternehmen eines
Vertragschließenden Teiles für die Beförderung
in das oder aus dem Gebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teiles einzuhebenden Tarife
müssen angemessen sein, unter Berücksichtigung
aller erheblichen Faktoren einschließlich der Be-
triebskosten, eines angemessenen Gewinnes und
der Tarife anderer Fluglinienunterehmen auf
denselben Strecken.

(2) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten
Tarife sind, wenn möglich, zwischen den be-
teiligten namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen beider Vertragschließender Teile in Be-
ratung mit anderen Fluglinienunternehmen,
welche die ganze oder einen Teil dieser Strecke
befliegen, zu vereinbaren; eine solche Vereinba-
rung ist, wenn möglich, durch das Tariffest-
setzungsverfahren des Internationalen Luftver-
kehrsverbandes (I.A.T.A.) zu treffen.

(3) Die auf diese Weise vereinbarten Tarife
sind den Luftfahrtbehörden der Vertragschlie-
ßenden Teile spätestens 30 Tage vor dem vor-
geschlagenen Zeitpunkt ihrer Einführung zur
Genehmigung vorzulegen; in besonderen Fällen
kann diese Zeitbeschränkung vorbehaltlich der
Zustimmung der erwähnten Behörden herabge-
setzt werden.

(4) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Ab-
satzes 3 dieses Artikels darf ein Tarif, der von
der Luftfahrtbehörde irgendeines Vertragschlie-
ßenden Teiles nicht genehmigt wurde, nicht in
Kraft treten.
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(5) Die gemäß den Bestimmungen dieses Arti-
kels festgelegten Tarife bleiben so lange in Kraft,
bis neue Tarife gemäß den Bestimmungen dieses
Artikels erstellt worden sind.

(6) Können die namhaft gemachten Flug-
liniettunternehmen sich nicht auf einen dieser
Tarife einigen oder kann aus einem anderen
Grund ein Tarif gemäß den Bestimmungen des
Absatzes 2 dieses Artikels nicht festgelegt werden
oder gibt die Luftfahrtbehörde eines Vertrag-
schließenden Teiles dem anderen während der
ersten 15 Tage des in Absatz 3 dieses Artikels
genannten 30tägigen Zeitraumes ihre Unzu-
friedenheit mit einem gemäß den Bestimmungen
des Absatzes 2 dieses Artikels vereinbarten
Tarife bekannt, so werden die Luftfahrtbe-
hörden der Vertragschließenden Teile ver-
suchen, den Tarif im gegenseitigen Einvernehmen
festzulegen.

(7) Können die Luftfahrtbehörden sich nicht
über die Festsetzung eines Tarifes gemäß
Absatz 6 einigen, so ist die Meinungsverschieden-
heit nach den Bestimmungen des Artikels 17 des
vorliegenden Abkommens beizulegen.

A r t i k e l 12

Vertretungen der Luftbeförderungsunter-
nehmen

Das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
eines Vertragschließenden Teiles ist berechtigt,
im Gebiet eines anderen Vertragschließenden
Teiles das für den Betrieb seiner Fluglinien er-
forderliche technische und kaufmännische Perso-
nal zu unterhalten sowie im Rahmen der Ge-
setze und Vorschriften dieses Vertragschließenden
Teiles ein eigenes Büro in. dessen Hauptstadt
einzurichten und zu betreiben.

A r t i k e l 13

Statistik

Die Luftfahrtbehörden jedes Vertragschließen-
den Teiles haben den Luftfahrtbehörden des
anderen Vertragschließenden Teiles auf deren
Ersuchen alle statistischen Unterlagen zu über-
mitteln, die billigerweise zum Zwecke der
Überprüfung des auf den im Anhang zum vor-
liegenden Abkommen festgelegten Flugstrecken
von dem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen des ersteren Vertragschließenden Teiles
bereitgestellten Beförderungsangebotes gefordert
werden können. Derartige Unterlagen sollen alle
Angaben umfassen, die zur Feststellung des Ver-
kehrsumfanges sowie der Herkunft und Bestim-
mung dieses Verkehrs erforderlich sind, soweit
sich dieser auf Punkte des vereinbarten Flug-
streckenplanes bezieht.



86. Stück — Ausgegeben am 18. Dezember 1962 — Nr . 319 1965

A r t i k e l 1 4

Beratungen

Im Geiste einer engen Zusammenarbeit sollen
sich die Luftfahrtbehörden der Vertragschlie-
ßenden Teile von Zeit zu Zeit beraten, um die
zufriedenstellende Durchführung der Bestim-
mungen des vorliegenden Abkommens und des-
sen Anhanges zu gewährleisten. Eine solche Be-
ratung hat innerhalb von 60 Tagen nach dem
Zeitpunkt des Ersuchens zu beginnen.

A r t i k e l 15

Abänderungen

(1) Wenn einer der Vertragschließenden Teile
es für wünschenswert hält, irgendeine Bestim-
mung des vorliegenden Abkommens abzuändern,
so kann er um Beratung mit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil ersuchen; eine solche Be-
ratung, welche zwischen den Luftfahrtbehörden
auf mündlichem oder schriftlichem Wege statt-
finden kann, hat innerhalb eines Zeitraumes von
60 Tagen nach dem Zeitpunkt des Ersuchens zu
beginnen. Alle auf diese Weise vereinbarten Ab-
änderungen treten, sobald sie durch diplo-
matischen Notenwechsel bestätigt wurden, in
Kraft.

(2) Abänderungen des Anhanges zum vor-
liegenden Abkommen erfolgen durch unmittel-
bare Vereinbarung zwischen den zuständigen
Luftfahrtbehörden der Vertragschließenden Teile.
Solche Abänderungen bedürfen der Bestätigung
durch diplomatischen Notenwechsel.

A r t i k e l 1 6

Anpassung an multilaterale Abkommen

Im Falle des Abschlusses eines multilateralen
Abkommens, durch das beide Vertragschließende
Teile gebunden werden, wird das vorliegende
Abkommen und dessen Anhang in der Weise
geändert, daß es den Bestimmungen eines
solchen Abkommens entspricht.

A r t i k e l 17

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

Wenn sich zwischen den Vertragschließenden
Teilen bei der Anwendung oder Auslegung dieses
Abkommens oder seiner Anhänge Meinungsver-
schiedenheiten ergeben, werden die Vertrag-
schließenden Teile versuchen, diese im Wege un-
mittelbarer Aussprachen zwischen ihren Luft-
fahrtbehörden zu schlichten. Sollten solche Aus-
sprachen nicht zum Erfeig führen, so ist die
Meinungsverschiedenheit auf diplomatischem Weg
zu bereinigen.
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A r t i k e l 18

Kündigung des Abkommens

Jeder der Vertragschließenden Teile kann
jederzeit dem anderen Vertragschließenden Teil
seinen Entschluß bekanntgeben, das vorliegende
Abkommen zu kündigen; eine solche Benach-
richtigung ist gleichzeitig der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation zur Kenntnis zu
bringen. In einem solchen Fall läuft das Ab-
kommen sechs Monate nach dem Zeitpunk des
Eintreffens der Kündigung beim anderen Ver-
tragschließenden Teil ab, sofern sie nicht vor
Ablauf dieses Zeitraumes durch Übereinkommen
zurückgezogen wird. Wenn keine Empfangsbe-
stätigung durch den anderen Vertragschließenden
Teil erfolgt, gilt die Kündigung als 14 Tage nach
Empfang durch die Internationale Zivilluftfahrt-
organisation eingegangen.

A r t i k e l 19

Registrierung

Das vorliegende Abkommen und jede Ab-
änderung sind der Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation zur Registrierung bekanntzugeben.

A r t i k e l 2 0

Inkrafttreten

Das vorliegende Abkommen tritt in Kraft, so-
bald sich die Vertragschließenden Teile durch
Notenwechsel mitgeteilt haben, daß das Ab-
kommen entsprechend ihren innerstaatlichen
Bestimmungen genehmigt wurde.

Zu Urkund dessen haben die Unterfertigten,
hiezu ordnungsgemäß bevollmächtigt, das vor-
liegende Albkommen unterzeichnet und mit
Siegeln versehen.

Geschehen am 1. März 1962 zu Prag in
doppelter Ausfertigung in deutscher und
tschechischer Sprache, wobei beide Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Calice m. p.

Für die Regierung der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik:

Vlasák m. p.
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Anhang

A. Das von der Österreichischen Bundesregie-
rung namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
ist berechtigt, auf den in der Folge festgelegten
Strecken Fluglinien in beiden Richtungen zu
betreiben.

1. Punkte in Österreich nach Prag.
2. Punkte in Österreich nach Prag und darüber

hinaus.

B. Das von der Regierung der Tschechoslowa-
kischen Sozialistischen Republik namhaft ge-
machte Fluglinienunternehmen ist berechtigt, auf
den in der Folge festgelegten Strecken Fluglinien
in beiden Richtungen zu betreiben:

1. Punkte in der Tschechoslowakischen Soziali-
stischen Republik nach Wien.

2. Punkte in der Tschechoslowakischen Soziali-
stischen Republik nach Wien und darüber
hinaus.

C. Die Punkte darüber hinaus werden zu
einem späteren Zeitpunkt durch Vereinbarung
der Luftfahrtbehörden der beiden Vertrag-
schließenden Teile festgelegt.

Das vorliegende Abkommen samt Anhang ist nach Durchführung des in seinem Artikel 20 Tor-
gesehenen Notenwechsels am 7. Juni 1962 in Kraft getreten.

Gorbach

320.

Nachdem die am 26. April 1962 in Wien unterzeichnete Vereinbarung zwischen der Republik
Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Verzicht auf die Beglaubigung und
über den Austausch von Personenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaffung
von Ehefähigkeitszeugnissen, welche also lautet:

Vereinbarung
zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über den
Verzicht auf die Beglaubigung und über den
Austausch von Personenstandsurkunden/
Zivilstandsurkunden sowie über die Beschaf-

fung von Ehefähigkeitszeugnissen.

I. A B S C H N I T T .

V e r z i c h t a u f d i e B e g l a u b i g u n g .

Artikel 1.

Urkunden, die der Standesbeamte / Zivilstands-
beamte des einen Staates aufgenommen, aus-
gestellt oder beglaubigt und mit dem Dienst-

siegel oder Dienststempel / Amtsstempel ver-
sehen hat, bedürfen zum Gebrauch im anderen
Staate keiner Beglaubigung.

II. ABSCHNITT.

A u s t a u s c h v o n P e r s o n e n s t a n d s -
u r k u n d e n / Z i v i l s t a n d s u r k u n d e n .

Artikel 2.

(1) Wird die Geburt eines Angehörigen des
einen Staates im Gebiet des anderen Staates
beurkundet, so übersendet

der österreichische Standesbeamte eine Ge-
burtsurkunde unter Angabe des Heimatortes
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der Eltern des ehelichen Kindes; bei unehe-
licher Geburt des Ortes und Datums der
Geburt und des Heimatortes der Mutter;

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen
Geburtsschein unter Angabe des Ortes und
Datums der Eheschließung der Eltern des
Kindes und deren Wohnadresse; bei unehe-
licher Geburt des Ortes und Datums der Ge-
burt der Mutter, deren Wohnadresse sowie
deren letzten Wohnsitzes in Österreich.

(2) Werden zum Geburtseintrag Randvermerke
eingetragen, so übersendet, ausgenommen im
Falle des Artikels 6,

der österreichische Standesbeamte eine be-
glaubigte Abschrift der Eintragungen im Ge-
burtenbuch;

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen
Geburtsschein, der auch die Randanmerkungen
wiedergibt.

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind
beizufügen.

Artikel 3.

(1) Wird die Eheschließung eines Angehörigen
des einen Staates im Gebiet des anderen Staates
beurkundet, so übersendet

der österreichische Standesbeamte eine Hei-
ratsurkunde unter Angabe des Heimatortes
des schweizerischen Ehegatten;

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen
Eheschein unter Angabe der Wohnadresse der
Ehegatten und des österreichischen Standes-
amtes, das das Ehefähigkeitszeugnis aus-
gestellt hat.

(2) Werden zum Heiratseintrag Randvermerke
eingetragen, so übersendet, ausgenommen im
Falle des Artikels 4,

der österreichische Standesbeamte eine be-
glaubigte Abschrift der Eintragungen im
Familienbuch;

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen
Eheschein, der auch die Randanmerkungen
wiedergibt.

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind
beizufügen.

Artikel 4.

(1) Wird im Gebiet des einen Staates die Schei-
dung einer Ehe ausgesprochen und ist entweder

die Ehe im Gebiet des anderen Staates geschlos-
sen worden oder einer der Ehegatten Angehöri-
ger des anderen Staates, so übersendet

1. bei Scheidung in Österreich:

wenn die Ehe in Österreich geschlossen worden
ist, der Standesbeamte des Eheschließungsortes
eine beglaubigte Abschrift der Eintragungen im
Familienbuch sowie eine mit dem Zeugnis der
Rechtskraft versehene Ausfertigung der Ent-
scheidung, durch die die Ehe geschieden ist;

wenn die Ehe in der Schweiz geschlossen
worden ist, das Scheidungsgericht eine mit dem
Zeugnis der Rechtskraft versehene Ausfertigung
der Entscheidung, durch die die Ehe geschieden
ist;

2. bei Scheidung in der Schweiz:

wenn die Ehe in der Schweiz geschlossen
worden ist, der Zivilstandsbeamte des Trauungs-
ortes einen Eheschein, der auch die Randanmer-
kungen wiedergibt, sowie eine mit dem Zeugnis
der Rechtskraft versehene beglaubigte Abschrift
der Entscheidung, durch die die Ehe geschieden
ist;

wenn die Ehe in Österreich geschlossen worden
ist, der Zivilstandsbeamte des Wohnsitzes der
geschiedenen Ehegatten eine mit dem Zeugnis
der Rechtskraft versehene beglaubigte Abschrift
der Entscheidung, durch die die Ehe geschieden
ist.

(2) Dies gilt entsprechend, wenn die Ehe für
nichtig / ungültig erklärt, aufgehoben oder wenn
das Bestehen oder Nichtbestehen der Ehe fest-
gestellt worden ist.

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten
nicht, wenn keiner der Ehegatten einem der
beiden Staaten angehört.

Artikel 5.

(1) Wird der Tod eines Angehörigen des einen
Staates im Gebiet des anderen Staates beurkun-
det, so übersendet

der österreichische Standesbeamte eine
Sterbeurkunde unter Angabe des Heimatortes
des Verstorbenen;

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen
Todesschein unter Angabe der Wohnadresse
des Verstorbenen und dessen letzten Wohn-
sitzes in Österreich; falls der Verstorbene ver-
heiratet gewesen ist, außerdem des Ortes und
Datums der Eheschließung.

(2) Werden zur Eintragung des Sterbefalles /
Todes Randvermerke eingetragen, so übersendet

der österreichische Standesbeamte eine
beglaubigte Abschrift der Eintragungen im
Sterbebuch;

der schweizerische Zivilstandsbeamte einen
Todesschein, der auch die Randanmerkungen
wiedergibt.

Die im Absatz 1 bezeichneten Angaben sind
beizufügen.
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Artikel 6.

(1) Wird im Gebiet des einen Staates eine Ehe-
schließung beurkundet, durch die ein Kind legi-
timiert worden ist, und ist entweder

die Geburt des Kindes im anderen Staate
beurkundet oder das Kind zur Zeit der Ehe-
schließung seiner Eltern Angehöriger des
anderen Staates gewesen,

so übersendet

der österreichische Standesbeamte, vor dem die
Ehe geschlossen worden ist,

wenn die Geburt des Kindes nicht in Öster-
reich beurkundet ist, die Heiratsurkunde der
Eltern unter Angabe deren Heimatortes und
des Ortes und Datums der Geburt des Kindes;

wenn die Geburt des Kindes in Österreich
beurkundet ist, eine beglaubigte Abschrift der
Eintragungen im Familienbuch, in das das Kind
nach der Legitimation als eheliches Kind ein-
getragen worden ist, und eine Abschrift des mit
dem Zeugnis der Rechtskraft versehenen Be-
schlusses des Vormundschaftsgerichtes, durch
den die Legitimation des Kindes festgestellt
worden ist, sowie die Geburtsurkunde des
Kindes;

der schweizerische Zivilstandsbeamte, von dem
die Legitimation beurkundet worden ist,

den Eheschein der Eltern, wenn die Eltern
vor einem schweizerischen Zivilstandsbeamten
geheiratet haben;

einen Auszug aus dem Familienregister,
wenn die Eltern nicht vor einem schweizeri-
schen Zivilstandsbeamten geheiratet haben,
aber im Familienregister eingetragen sind;

den Geburtsschein des Kindes, wenn ein
schweizerischer Zivilstandsbeamter die Geburt
des Kindes beurkundet hat ; den Legitimations-
schein.

(2) Die dem Standesbeamten / Zivilstands-
beamten im Absatz 1 auferlegte Mitteilungs-
pflicht gilt entsprechend hinsichtlich der Ein-
tragungen, durch die die Eintragung der Legiti-
mation oder diese selbst berührt wird,

für den Standesbeamten, vor dem die Ehe
geschlossen worden ist, wenn die Geburt des
Kindes nicht in Österreich beurkundet ist, oder
für den Standesbeamten, der das Geburtenbuch
führt;

für den Zivilstandsbeamten, von dem die
Legitimation beurkundet worden ist.

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2
gelten auch, wenn nicht das Kind, aber der Vater
zur Zeit der Eheschließung Angehöriger des
anderen Staates gewesen ist.

Artikel 7.

(1) Beruht die Mitteilungspflicht darauf, daß
ein Angehöriger des anderen Staates betroffen
wird, so besteht diese Mitteilungspflicht auch
dann, wenn die betroffene Person neben der
Staatsangehörigkeit des anderen Staates auch
noch die des einen Staates oder die eines dritten
Staates hat.

(2) Den Angehörigen des anderen Staates
stehen hinsichtlich der Mitteilungspflicht die
Staatenlosen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem
Aufenthalt im anderen Staate gleich.

Artikel 8.

Personenstandsurkunden / Zivilstandsurkunden
werden zumindest monatlich dem örtlich zu-
ständigen Konsulat des anderen Staates über-
sandt.

III. ABSCHNITT.

B e s c h a f f u n g v o n E h e f ä h i g k e i t s -
z e u g n i s s e n .

Artikel 9.

Will ein Angehöriger des einen Staates im
anderen Staate heiraten, so leitet der Standes-
beamte/Zivilstandsbeamte des Eheschließungs-
staates den Antrag des Verlobten auf Ausstel-
lung eines Ehefähigkeitszeugnisses an den zu-
ständigen Zivilstandsbeamten / Standesbeamten
des Heimatstaates weiter. Er fügt dem Antrag
die in Anlage 1 zu dieser Vereinbarung auf-
gezählten Urkunden für beide Verlobte bei.

Artikel 10.

(1) Der Standesbeamte / Zivilstandsbeamte des
Heimatstaates übersendet das Ehefähigkeits-
zeugnis dem Zivilstandsbeamten / Standesbeam-
ten des Eheschließungsstaates. Die vorgelegten
Urkunden werden gleichzeitig zurückgesandt;
den Antrag behält der Standesbeamte / Zivil-
standsbeamte zurück.

(2) Hindernisse gegen die Ausstellung des
Zeugnisses sind mitzuteilen.

Artikel 11.

Für den Antrag auf Ausstellung eines Ehe-
fähigkeitszeugnisses wird ein dreisprachiger Vor-
druck verwendet, dessen Muster dieser Verein-
barung als Anlage 2 beigefügt ist.

Artikel 12.

Einem nicht in deutscher Sprache abgefaßten
Schriftstück ist vom Verlobten eine beglaubigte
deutsche Übersetzung beizufügen.
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Artikel 13.

Das Ehefähigkeitszeugnis wird gebührenfrei
ausgestellt.

Artikel 14.

(1) Die Staaten teilen einander die Vorschriften
mit, die für die örtliche Zuständigkeit des Stan-
desbeamten / Zivilstandsbeamten zur Ausstellung
des Ehefähigkeitszeugnisses gelten.

(2) Die zur Zeit geltenden Vorschriften sind
aus Anlage 3 ersichtlich.

IV. ABSCHNITT.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

Artikel 15.

(1) Diese Vereinbarung tr i t t am 1. des dritten
Monats nach Austausch der Ratifikations-
urkunden in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung
tritt die Vereinbarung vom 9. Dezember 1953

über die erleichterte Beschaffung von Ehefähig-
keitszeugnissen sowie über den Austausch von
Personenstandsurkunden außer Kraft.

Artikel 16.

Diese Vereinbarung wird auf die Dauer von
fünf Jahren vom Tag ihres Inkrafttretens an
geschlossen. Wenn sie nicht sechs Monate vor
Ablauf der Vertragsdauer gekündigt wird, bleibt
sie jeweils ein weiteres Jahr in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten beider Vertragsstaaten diese Verein-
barung unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

WIEN, am 26. April 1962

Für die Republik Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

B. v. Fischer m. p.



86. Stück — Ausgegeben am 18. Dezember 1962 — Nr. 320 1971

Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3

Vorschriften für die örtliche Zuständigkeit des Standesbeamten/Zivilstandsbeamten zur
Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses.

a) Republik Österreich:

Zur Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses, dessen ein österreichischer Staatsbürger zur Ehe-
schließung im Auslande bedarf, ist der Standesbeamte zuständig, in dessen Bezirk der Verlobte
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. Hat der Verlobte
in Österreich weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist der Ort des letzten gewöhnlichen Aufent-
haltes maßgebend; hat er sich niemals oder nur vorübergehend in Österreich aufgehalten, so ist
der Standesbeamte des Standesamtes Innere Stadt — Mariahilf Wien zuständig.

Sind beide Verlobte Österreicher, so genügt es, daß ein österreichischer Standesbeamter das
Ehefähigkeitszeugnis ausstellt, auch wenn nicht beide Verlobte im gleichen Standesamtsbezirk
Wohnsitz oder Aufenthalt gehabt haben.

b) Schweizerische Eidgenossenschaft:

Ein für die Trauung eines Schweizers (Bräutigam oder Braut) im Ausland notwendiges Ehe-
fähigkeitszeugnis wird vom zuständigen schweizerischen Zivilstandsbeamten nur auf Grund einer
Verkündigung ausgestellt.

Für die Zuständigkeit zur Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses gilt folgendes:
1. Wohnt der Bräutigam in der Schweiz, so ist — ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der

Verlobten — der Zivilstandsbeamte zuständig, in dessen Kreis der Bräutigam seinen Wohnsitz
hat.

2. Wohnt nur die Braut in der Schweiz, so ist — ebenfalls ohne Rücksicht auf die Staatsangehörig-
keit der Verlobten — der Zivilstandsbeamte zuständig, in dessen Kreis die Braut ihren Wohn-
sitz hat.

3. Wohnt keiner der Verlobten in der Schweiz, so ist der Zivilstandsbeamte zuständig, in dessen
Kreis der Heimatort des schweizerischen Verlobten gelegen ist. Sind beide Verlobte schweize-
rische Staatsangehörige, so kann der Antrag auf Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses wahl-
weise an den Zivilstandsbeamten des Heimatortes des Bräutigams oder der Braut gerichtet
werden; das von einem Zivilstandsbeamten ausgestellte Ehefähigkeitszeugnis gilt für beide Ver-
lobte.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Vereinbarung für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Vereinbarung enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom
Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. August 1962.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Finanzen:
Klaus

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu der vorliegenden Vereinbarung sind am 5. November 1962 aus-
getauscht worden; die Vereinbarung tritt somit gemäß ihrem Artikel 15 Absatz 1 am 1. Feber 1963
in Kraft.

Gorbach

321.

Nachdem die Deklaration vom 19. November 1960, betreffend Verlängerung der Stillhalte-
Bestimmungen des Artikels XVI Absatz 4 des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens, welche
also lautet:

(Übersetzung)

DEKLARATION BETREFFEND VER-
LÄNGERUNG DER STILLHALTE-BE-
STIMMUNGEN DES ARTIKELS XVI AB-
SATZ 4 DES ALLGEMEINEN ZOLL- UND

HANDELSABKOMMENS

Die Vertragsparteien dieser Deklaration, die
entweder Vertragsstaaten des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens (im folgenden als „das
Allgemeine Abkommen" bezeichnet) oder Regie-
rungen sind, welche dem Allgemeinen Abkom-
men provisorisch beigetreten sind,

ERKLÄREN HIEMIT
IN DER ERWÄGUNG, daß die Vertrags-

staaten gemäß Artikel XVI Absatz 4 des All-
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gemeinen Abkommens und der auf diesen Ab-
satz bezüglichen Anmerkung in der Anlage I
des Allgemeinen Abkommens vor Ablauf des Jahres
1957 versuchen sollen, mit Wirkung vom 1. Jän-
ner 1958 eine Vereinbarung über die Beseitigung
aller bei anderen Waren als Grundstoffen noch
bestehenden Subventionen, die den Verkauf
dieser Waren zwecks Ausfuhr zu einem Preis
ermöglichen, der unter dem Inlandspreis liegt,
zu treffen; oder, falls dies nicht gelingt, die Gel-
tungsdauer der in Artikel XVI Absatz 4 vor-
gesehenen Stillhalte-Bestimmung zu verlängern,

IN DER ERWÄGUNG, daß eine Anzahl von
Vertragsstaaten jährlichen Verlängerungen der
Stillhalte-Bestimmungen hinsichtlich solcher Sub-
ventionen, solange ihre Beseitigung nicht wirk-
sam ist, wiederholt zugestimmt hat,

IN DER ERWÄGUNG, daß einige Vertrags-
staaten aus verschiedenen Gründen nicht bereit
sind, im gegenwärtigen Zeitpunkt die Deklara-
tion betreffend Wirksamwerden der Bestimmun-
gen des Artikels XVI Absatz 4 des Allgemeinen
Abkommens anzunehmen, die ab demselben
Datum wie die vorliegende Deklaration zur An-
nahme offensteht,

IN DER WEITEREN ERWÄGUNG, daß es
für solche Vertragsstaaten wünschenswert ist,
nicht nur der Verlängerung der Stillhalte-Bestim-
mungen, sondern auch einem Verfahren zuzu-
stimmen, das einen ersten Schritt zur Beseitigung
der Subventionen im Sinne der Bestimmungen
des Artikels XVI Absatz 4 darstellen würde;

daß sie wie folgt übereinkommen:
1. Die Vertragsparteien dieser Deklaration

werden Subventionierungen der in Artikel XVI
Absatz 4 beschriebenen Art nicht durch die Ein-
führung neuer Subventionen oder die Erhöhung
bestehender Subventionen über den im Zeit-
punkt dieser Deklaration bestehenden Umfang
hinaus erweitern; hiebei wird vorausgesetzt, daß
Subventionen, die seit diesem Zeitpunkt ver-
ringert oder beseitigt wurden, nicht erhöht oder
wieder eingeführt werden dürfen.

2. Die Vertragsparteien dieser Deklaration
werden dem Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN des Allgemeinen Abkommens (im
folgenden als „die VERTRAGSSTAATEN" be-
zeichnet) ein Verzeichnis der Maßnahmen der in
Artikel XVI Absatz 4 des Allgemeinen Abkom-
mens beschriebenen Art übermitteln, die im Zeit-
punkt dieser Deklaration in Kraft standen, und
den Exekutivsekretär über jede Veränderung
dieser Maßnahmen benachrichtigen.

3. Die Vertragsparteien dieser Deklaration
stimmen zu, daß die VERTRAGSSTAATEN
jährlich die Fortschritte prüfen, die bei der Be-
seitigung oder Verringerung der Subventionen,
die im Zeitpunkt dieser Deklaration bestanden,
erzielt wurden.
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4. Eine Vertragspartei dieser Deklaration,
welche aufhört, Vertragsstaat des Allgemeinen
Abkommens zu sein oder hinsichtlich welcher die
Vereinbarungen für ihren provisorischen Beitritt
auf andere Art als durch einen Beitritt gemäß
Artikel XXXIII des Allgemeinen Abkommens ihr
Ende finden, hört auch auf, Vertragspartei dieser
Deklaration zu sein.

5. Diese Deklaration wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN hinterlegt
werden. Sie wird zur Annahme, durch Unter-
schrift oder in anderer Weise, für Vertragsstaaten
des Allgemeinen Abkommens und für Regie-
rungen, die dem Allgemeinen Abkommen pro-
visorisch beigetreten sind, offenstehen.

6. Diese Deklaration tritt an dem Tag in
Kraft, an dem sie seitens der Regierungen
Belgiens, der Bundesrepublik Deutschland, Däne-
marks, Frankreichs, Italiens, Japans, Kanadas,
des Königreichs der Niederlande, Luxemburgs,
Norwegens, Österreichs, Schwedens, der Schweiz,
des Vereinigten Königreichs von Großbritannien
und Nordirland und der Vereinigten Staaten von
Amerika angenommen wurde. Die Annahme der
Deklaration betreffend Wirksamwerden der Be-
stimmungen des Artikels XVI Absatz 4 des All-
gemeinen Abkommens durch eine der vorhin ge-
nannten Regierungen wird auch eine Annahme
der vorliegenden Deklaration für die Zwecke
dieses Absatzes darstellen.

7. Diese Deklaration wird bis zum 31. Dezem-
ber 1961 in Kraft stehen; ihre Gültigkeit wird
für zwei weitere Perioden von je einem Jahr
verlängert werden. Die Deklaration wird zum
Ende eines Kalenderjahres aufgehoben werden,
sofern eine ihrer Vertragsparteien dem Exekutiv-
sekretär eine Notifikation in diesem Sinn späte-
stens zum 1. Oktober des betreffenden Kalender-
jahres zugehen läßt. Die VERTRAGSSTAATEN
werden die Lage im Zuge jener Tagung prüfen,
die der Aufhebung oder dem Erlöschen dieser
Deklaration vorangeht.

8. Der Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN wird jedem Vertragsstaat des Allge-
meinen Abkommens eine beglaubigte Abschrift
dieser Deklaration sowie eine Mitteilung über
jede Annahme umgehend zur Verfügung stellen.

GESCHEHEN zu Genf, am neunzehnten No-
vember neunzehnhundertsechzig, in einem ein-
zigen Exemplar in englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und
mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 7. Juli 1962.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Die vorliegende Deklaration ist gemäß ihrem Absatz 6 am 15. Oktober 1962 in Kraft getreten.

Gorbach

322.

Nachdem die Deklaration vom 19. November 1960 betreffend Wirksamwerden der Bestim-
mungen des Artikels XVI Absatz 4 des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens, welche also
lautet:

(Übersetzung)

DEKLARATION BETREFFEND WIRK-
SAMWERDEN DER BESTIMMUNGEN
DES ARTIKELS XVI ABSATZ 4 DES ALL-
GEMEINEN ZOLL- UND HANDELSAB-

KOMMENS

Die Vertragsparteien dieser Deklaration, die
entweder Vertragsstaaten des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens (im folgenden als „das
Allgemeine Abkommen" bezeichnet) oder Re-
gierungen sind, welche dem Allgemeinen Ab-
kommen provisorisch beigetreten sind,

ERKLÄREN HIEMIT
IN ERWÄGUNG der Bestimmungen des Ar-

tikels XVI Absatz 4 des Allgemeinen Abkom-
mens, denen zufolge die Vertragsparteien mit
Wirkung vom 1. Jänner 1958 oder einem ande-
ren geeigneten, möglichst bald darauf folgenden
Zeitpunkt bei der Ausfuhr von anderen Waren
als Grundstoffen weder mittelbar noch un-
mittelbar Subventionen gleich welcher Art ge-
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währen werden, die den Verkauf dieser Waren
zwecks Ausfuhr zu einem Preis ermöglichen, der
unter dem vergleichbaren Inlandspreis einer
gleichartigen Ware liegt,

IN DER WEITEREN ERWÄGUNG, daß es
höchst wünschenswert ist, daß die oben erwähn-
ten Bestimmungen des Artikels XVI Absatz 4
des Allgemeinen Abkommens ohne weitere Ver-
zögerung seitens einer größtmöglichen Anzahl
von Vertragsstaaten in Kraft gesetzt werden,

daß sie wie folgt übereinkommen:
1. Der Zeitpunkt, zu dem die oben erwähnten

Bestimmungen des Artikels XVI Absatz 4 in
Kraft treten, wird für jede Vertragspartei dieser
Deklaration jener Zeitpunkt sein, zu dem diese
Deklaration für die betreffende Vertragspartei
in Kraft tritt.

2. Diese Deklaration tritt für jede Regierung,
die sie angenommen hat, am dreißigsten Tag
nach dem Tag der Annahme durch diese Regierung
oder am dreißigsten Tag nach dem Tag in Kraft,
an dem sie seitens der Regierungen Belgiens, der
Bundesrepublik Deutschland, Dänemarks, Frank-
reichs, Italiens, Kanadas, des Königreichs der
Niederlande, Luxemburgs, Norwegens, Öster-
reichs, Schwedens, der Schweiz, des Vereinigten
Königreichs von Großbritannien und Nord-
irland und der Vereinigten Staaten von Amerika
angenommen wurde, je nachdem, welcher Zeit-
punkt der spätere ist.

3. Eine Vertragspartei dieser Deklaration,
welche aufhört, Vertragsstaat des Allgemeinen
Abkommens zu sein oder hinsichtlich welcher
die Vereinbarungen für ihren provisorischen Bei-
tritt auf andere Art als durch einen Beitritt
gemäß Artikel XXXIII des Allgemeinen Ab-
kommens ihr Ende finden, hört auch auf, Ver-
tragspartei dieser Deklaration zu sein.

4. Diese Deklaration wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt werden. Sie wird
zur Annahme, durch Unterschrift oder in anderer
Weise, für Vertragsstaaten des Allgemeinen Ab-
kommens und für Regierungen, die dem Allge-
meinen Abkommen provisorisch beigetreten
sind, offenstehen.

5. Der Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN des Allgemeinen Abkommens wird
jedem Vertragsstaat des Allgemeinen Abkom-
mens sowie jeder anderen Regierung, für welche
diese Deklaration zur Annahme offensteht, eine
beglaubigte Abschrift dieser Deklaration sowie
eine Mitteilung über jede Annahme umgehend
zur Verfügung stellen.

GESCHEHEN zu Genf, am neunzehnten No-
vember neunzehnhundertsechzig, in einem ein-
zigen Exemplar, in englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration unter dem Vorbehalt,

daß die Republik Österreich bis zum 31. Dezember 1962 eine Revision ihrer Rechtsvorschriften
betreffend die Umsatzsteuervergütung für ausgeführte Waren nach den Bestimmungen des Absatzes 5
lit. d des GATT-Dokumentes L/1381 durchführen wird,

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung
der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und
mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 7. Juli 1962.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die vorliegende Deklaration ist gemäß ihrem Absatz 2 am 14. November 1962 in Kraft
getreten.

Gorbach


